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SHAREHOLDER ENGAGEMENT POLICY


gemäß § 134b Aktiengesetz (AktG),
in Umsetzung von Artikel 3g der Aktionärsrechterichtlinie II (Richtlinie (EU) 2017/828, „SRD II“).
Einführung und Zielsetzung
Die Ultramarin Capital GmbH (nachfolgend „Ultramarin Capital“ oder die „Gesellschaft“) ist ein Wertpapierinstitut mit Sitz in München, das institutionellen Kunden KI-basierte Investmentlösungen anbietet. Im Rahmen ihrer Tätigkeit verwaltet die Gesellschaft unter anderem Investmentfonds, Strukturierte Produkte und Managed Accounts, die in Aktien investieren, einschließlich Aktien von Gesellschaften, die zum Handel an einem in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union gelegenen oder dort betriebenen geregelten Markt zugelassen sind („EU-börsennotierte Gesellschaften“).
Die Gesellschaft fällt damit in den Anwendungsbereich der Offenlegungspflichten der Zweiten Aktionärsrechterichtlinie (Richtlinie (EU) 2017/828, „SRD II“) und insbesondere in den Anwendungsbereich von Artikel 3g, der durch das ARUG II in deutsches Recht umgesetzt und in § 134b Aktiengesetz (AktG) verankert wurde.
Diese Mitwirkungspolitik (die „Politik“) legt die Grundsätze fest, nach denen die Gesellschaft die Mitwirkung als Aktionärin im Hinblick auf EU-börsennotierte Gesellschaften ausübt, deren Aktien in den von ihr verwalteten Portfolios gehalten werden. Soweit die Gesellschaft bestimmte in § 134b AktG genannte Tätigkeiten nicht ausübt, enthält diese Politik gemäß dem in § 134b Abs. 4 AktG vorgesehenen „comply or explain“-Ansatz eine klare und begründete Erläuterung.
Diese Politik gilt für alle von der Gesellschaft für ihre Kunden verwalteten Vermögenswerte, die Aktien EU-börsennotierter Gesellschaften enthalten, unabhängig vom jeweiligen Investmentvehikel oder Mandat. Sie gilt nicht für Anlagen außerhalb dieses Anwendungsbereichs (z. B. Aktien außerhalb der EU, Rentenpapiere, Derivate, Dachfondsallokationen), soweit nicht ausdrücklich anders angegeben.
Investmentansatz der Gesellschaft
Ein Verständnis des Investmentansatzes der Gesellschaft ist wesentlich, um die nachfolgend dargelegten Mitwirkungsgrundsätze – und insbesondere die „comply or explain“-Erläuterungen – nachvollziehen zu können.
Systematischer, KI-basierter Investmentprozess. Die Gesellschaft verwaltet Aktienportfolios anhand eines proprietären, vollständig systematischen Investmentprozesses auf Basis von Machine-Learning-Modellen. Anlageentscheidungen – einschließlich Titelauswahl, Positionsgrößen, taktischer Allokation und Rebalancing – werden durch quantitative Modelle generiert, die große Mengen heterogener Daten (Finanzkennzahlen, Marktdaten, alternative Datenquellen) verarbeiten. Eine diskretionäre Einflussnahme auf Ebene einzelner Portfoliogesellschaften ist konzeptionell begrenzt.
Breite Diversifikation und kleine Einzelpositionen. Die von der Gesellschaft umgesetzten Strategien führen typischerweise zu breit diversifizierten Portfolios mit mehreren hundert Titeln. Einzelne Positionen sind in absoluten Beträgen wie auch im Verhältnis zum Streubesitz des Emittenten in der Regel klein. Die Gesellschaft hält im normalen Geschäftsverlauf keine Positionen, die einen wesentlichen Einfluss auf die Geschäftsführung oder Strategie einer einzelnen EU-börsennotierten Gesellschaft begründen würden.
Modellgetriebener Anlagehorizont und Umschlag. Haltedauern ergeben sich aus den Signalen der Modelle und nicht aus einer fundamentalen, emittenten­spezifischen Langfristbetrachtung. Positionen werden auf- und abgebaut, sobald sich die Modell­inputs verändern. Dies unterscheidet sich grundlegend von einer Long-only-Strategie mit konzentrierten, fundamental motivierten Positionen, bei der aktive Mitwirkung mit dem Management eines Investmentemittenten ein natürlicher Bestandteil des Anlageprozesses wäre.
Grundsatzerklärung zur Mitwirkung
Die Gesellschaft erkennt an, dass eine gute Unternehmensführung, nachhaltige Geschäftspraktiken und der Schutz von Minderheitsaktionärsrechten wichtige Faktoren sind, die langfristig zur finanziellen Performance der Portfoliogesellschaften und zur Stabilität des Finanzsystems insgesamt beitragen können.
Innerhalb der Grenzen ihres systematischen Investmentansatzes vertritt die Gesellschaft jedoch die Auffassung, dass eine aktive Mitwirkung gegenüber dem Management einzelner Portfoliogesellschaften – im Sinne eines Dialogs zu Strategie, Performance, Risiken, Kapitalstruktur und ESG-Themen – grundsätzlich kein wirksames oder verhältnismäßiges Instrument zur Erreichung der Anlageziele ihrer Kunden ist. Die Gesellschaft betreibt daher derzeit kein aktives Mitwirkungsprogramm, wie es typischerweise von fundamental ausgerichteten Long-only-Vermögensverwaltern unterhalten wird.
Im Einklang mit § 134b Abs. 4 AktG beschreiben die folgenden Abschnitte für jeden der in § 134b Abs. 1 und 2 AktG geregelten Elemente entweder, wie die Gesellschaft die Anforderung erfüllt, oder die begründete Erläuterung, warum dies nicht der Fall ist.
Überwachung der Portfoliogesellschaften
Anforderung: Überwachung der Portfoliogesellschaften in maßgeblichen Angelegenheiten, einschließlich Strategie, finanzieller und nicht-finanzieller Leistung, Risiken, Kapitalstruktur, sozialer und ökologischer Auswirkungen sowie Corporate Governance.
Vorgehensweise. Die Gesellschaft überwacht Portfoliogesellschaften vorrangig über die Daten­eingaben und Signale, die ihre quantitativen Modelle verarbeiten. Diese Inputs umfassen unter anderem Finanzkennzahlen, Marktdaten, Newsflow und ausgewählte ESG-relevante Daten. Die Überwachung erfolgt damit systematisch, modellgetrieben und einheitlich für ein großes Anlageuniversum und nicht diskretionär auf Ebene einzelner Gesellschaften. Die Gesellschaft unterhält kein eigenes Stewardship-Team, das über das hinausgeht, was die Modelle, das Risikorahmenwerk und die regulatorischen Anforderungen erfordern.
Dialog mit Portfoliogesellschaften
Anforderung: Durchführung von Dialogen mit Portfoliogesellschaften (deren Organen).
Erläuterung (comply or explain). Aufgrund des systematischen Charakters des Investmentprozesses, der typischerweise kleinen Einzelpositionen und der hohen Anzahl von Beteiligungen sieht die Gesellschaft einen direkten Dialog mit der Geschäftsführung oder den Aufsichtsorganen einzelner EU-börsennotierter Gesellschaften nicht als verhältnismäßiges oder wirksames Instrument an. Die Gesellschaft initiiert oder führt solche Dialoge daher in der Regel nicht. Tritt eine Portfoliogesellschaft von sich aus an die Gesellschaft heran, wird die Anfrage im Einzelfall geprüft.
Ausübung von Stimmrechten
Anforderung: Ausübung von Stimmrechten und sonstigen mit Aktien verbundenen Rechten.
Erläuterung (comply or explain). Die mit Aktien EU-börsennotierter Gesellschaften verbundenen Stimmrechte werden im Regelfall vom rechtlichen Eigentümer der Aktien ausgeübt und nicht von der Gesellschaft. Bei Investmentfonds werden Stimmrechte typischerweise durch die Kapitalverwaltungs­gesellschaft (KVG) bzw. die Verwahrstelle nach Maßgabe der jeweiligen Fondsbedingungen und Abstimmungs­grundsätze ausgeübt. Bei Managed Accounts und Strukturierten Produkten verbleiben die Stimmrechte beim zugrunde liegenden Kunden bzw. beim Emittenten der Struktur. Die Gesellschaft übt im normalen Geschäftsverlauf daher selbst keine Stimmrechte für ihre Kunden aus.
Sollten Stimmrechte ausnahmsweise im Rahmen eines konkreten Mandats auf die Gesellschaft übertragen werden, vereinbart die Gesellschaft mit dem jeweiligen Kunden geeignete Abstimmungs­regelungen (gegebenenfalls unter Einbindung eines Stimmrechtsberaters) und legt diese im jährlichen Mitwirkungsbericht offen.
Zusammenarbeit mit anderen Aktionären
Anforderung: Zusammenarbeit mit anderen Aktionären.
Erläuterung (comply or explain). Die Gesellschaft arbeitet grundsätzlich nicht mit anderen Aktionären zusammen, um die Geschäftsführung oder Strategie einer EU-börsennotierten Gesellschaft zu beeinflussen. Eine abgestimmte Vorgehensweise wäre mit dem systematischen Investmentansatz der Gesellschaft nicht vereinbar und könnte Risiken eines „acting in concert“ begründen. Die Gesellschaft tauscht mit anderen Marktteilnehmern lediglich rein technische oder operative Informationen aus, soweit dies gesetzlich oder marktüblich erforderlich ist (z. B. Mitteilungs- und Offenlegungspflichten).
Kommunikation mit maßgeblichen Stakeholdern der Portfoliogesellschaften
Anforderung: Kommunikation mit maßgeblichen Stakeholdern der Portfoliogesellschaften.
Erläuterung (comply or explain). Aus denselben Gründen, die in den vorstehenden Abschnitten dargestellt sind, sucht die Gesellschaft keinen aktiven Dialog mit Stakeholdern der Portfoliogesellschaften (z. B. Arbeitnehmervertretern, NGOs). Erhält die Gesellschaft unaufgefordert Informationen von solchen Stakeholdern, werden diese berücksichtigt, soweit sie für die Modellinputs oder das Risiko­rahmenwerk der Gesellschaft relevant sind.
Umgang mit tatsächlichen und potenziellen Interessenkonflikten
Anforderung: Umgang mit tatsächlichen und potenziellen Interessenkonflikten im Zusammenhang mit der Mitwirkung.
Vorgehensweise. Da die Gesellschaft kein aktives Mitwirkungsprogramm unterhält, ist der Kreis der mitwirkungsbezogenen Interessenkonflikte begrenzt. Soweit solche Konflikte gleichwohl entstehen können (etwa im Rahmen eines unaufgeforderten Dialogs mit einer Portfoliogesellschaft oder im Zusammenhang mit der ausnahmsweisen Stimmrechtsausübung unter einem konkreten Mandat), werden sie nach der Richtlinie zum Umgang mit Interessenkonflikten der Gesellschaft behandelt, die auf der Webseite im Bereich MiFID veröffentlicht ist.
Die Richtlinie zum Umgang mit Interessenkonflikten setzt die Anforderungen aus MiFID II in deutsches Recht um, insbesondere über das Wertpapierinstitutsgesetz (WpIG) und das Wertpapierhandelsgesetz (WpHG). Sie regelt die organisatorischen und administrativen Vorkehrungen zur Identifikation, Bewertung, Dokumentation, Überwachung und gegebenenfalls Beilegung oder Offenlegung von Interessenkonflikten, einschließlich Chinese Walls, Mitarbeiter­schulungen und Regelungen zu Mitarbeitergeschäften, einer Best-Execution-Policy, Regelungen zu Zuwendungen im Sinne von § 70 WpHG sowie einer Vergütungsstruktur, die Anreize gegen die Kundeninteressen vermeiden soll.
Die Gesellschaft hat eine Compliance-Funktion und einen Compliance-Beauftragten eingerichtet, der ein Interessenkonflikt­register führt, dieses mindestens einmal jährlich überprüft und identifizierte Konflikte an die Geschäftsleitung berichtet. Mitwirkungsbezogene Konflikte werden, sofern sie auftreten, innerhalb dieses Rahmens behandelt. Lässt sich ein Konflikt nicht vermeiden und nicht intern beilegen, wird er dem betroffenen Kunden im Einklang mit der Richtlinie zum Umgang mit Interessenkonflikten offengelegt.
Jährlicher Mitwirkungsbericht
Gemäß § 134b Abs. 2 AktG veröffentlicht die Gesellschaft einmal jährlich einen Mitwirkungs­bericht, der die Umsetzung dieser Politik im jeweiligen Berichtszeitraum darstellt.
Soweit keine Mitwirkungstätigkeiten ausgeübt wurden, stellt der Mitwirkungsbericht dies fest und verweist auf die entsprechenden „comply or explain“-Erläuterungen in dieser Politik. Soweit die Gesellschaft ausnahmsweise Stimmrechte ausgeübt oder Dialoge geführt hat, enthält der Mitwirkungsbericht:
1. eine allgemeine Beschreibung des Abstimmungsverhaltens im Berichtszeitraum;
1. eine Erläuterung der wichtigsten Abstimmungen (sofern vorhanden);
1. Angaben zur Inanspruchnahme von Stimmrechtsberatern (sofern vorhanden); und
1. eine Zusammenfassung etwaiger direkter Dialoge mit Portfoliogesellschaften (sofern vorhanden).
Hat die Gesellschaft im Berichtszeitraum weder Stimmrechte ausgeübt noch Dialoge geführt, wird dies im Mitwirkungsbericht festgestellt und im Einklang mit dieser Politik begründet.
Überprüfung, Aktualisierung und Governance
Diese Politik wird von der Geschäftsleitung der Gesellschaft beschlossen und mindestens einmal jährlich sowie anlassbezogen überprüft, wenn wesentliche Änderungen eintreten (zum Beispiel Änderungen des Investmentansatzes, des Produktangebots oder des anwendbaren regulatorischen Rahmens).
Sollten sich der Investmentansatz, das Produktangebot oder der Geschäftsumfang der Gesellschaft in einer Weise ändern, dass eine aktive Mitwirkung für die Kunden verhältnismäßig und werthaltig wird, wird diese Politik entsprechend angepasst. Die „comply or explain“-Erläuterung wird insoweit durch eine tatsächliche Beschreibung der ausgeübten Mitwirkungstätigkeiten ersetzt.
Veröffentlichung und Verfügbarkeit
Gemäß § 134b Abs. 4 AktG werden diese Politik und die jährlichen Mitwirkungsberichte im Investor-/Governance-Bereich der Webseite der Gesellschaft (www.ultramarin.ai) veröffentlicht und bleiben dort kostenfrei für mindestens drei Jahre abrufbar. Die Informationen werden mindestens einmal jährlich aktualisiert.
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